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Die Studie „Worldwide Investments in Cluster Munitions“ hat für deutsche Finanzdienstleister 

Geschäftsbeziehungen zu Herstellern von Streumunition in einer Größenordnung von mehr als 550 Mio. US-

Dollar identifiziert. Diese Summe verteilt sich auf zwei Finanzdienstleister: Die Allianz und die Deutsche Bank. 

Die Allianz hält im Rahmen ihrer Vermögensverwaltung Anteile an zwei Herstellern im Wert von knapp 400 Mio. 

US-Dollar. Die Deutsche Bank vergab im März 2011 einen Kredit an einen US-Hersteller und hält im Rahmen 

ihrer Vermögensverwaltung Anteile an einem weiteren Produzenten in Höhe von zusammen gut 160 Mio. Dollar. 

Möglich macht dies natürlich auch die Tatsache, dass wir in Deutschland bislang kein explizites gesetzliches 

Verbot des Investments in Streumunition haben. Zudem werden m.E. die freiwilligen Selbstverpflichtungen bei 

den betroffenen deutschen Finanzdienstleistern nicht umfassend umgesetzt.  

Die Allianz-Tochter „Allianz Global Investors Europe“ erklärte bereits im Januar 2011: „Die Publikumsfonds von 

Allianz Global Investors Europe investieren nicht in Unternehmen, die Streumunition oder Antipersonenminen 

produzieren.“ Diese Regelung findet aber keine konzernübergreifende Anwendung, besonders nicht bei der 

Vermögensverwaltung, wie das die Studie ja auch belegt. 

Nach unseren Erkenntnissen versucht z.B. der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) 

seit einem Jahr vergeblich alle Mitglieder auf freiwilliger Basis für einen Verzicht auf das Investment in Hersteller 

von Streumunition zu gewinnen. Gleichzeitig möchte man aber seinen Mitgliedern, wie z.B. der Allianz oder 

Munich Re, diesbezüglich keine Vorschriften machen. 

Auch die Deutsche Bank sagt seit 2008 in Bezug auf Streumunition: „Herstellung, Verbreitung und Handel 

werden von uns nicht finanziert.“ Zudem hat die Bank in jüngster Vergangenheit mehrfach öffentlich betont aus 

dem Geschäft mit Streumunitionsherstellern ausgestiegen zu sein. 

 

Der jüngste Nachhaltigkeitsbericht der Bank betont so z.B.: 

„Zumindest sei man aus Unternehmen, die Schlüssel-Komponenten herstellen oder aus Unternehmen, bei denen 

Streumunition einen wesentlichen Beitrag zum Gesamtumsatz leistet, ausgestiegen...“. Ersteres kann nicht wahr 

sein, denn die Bank vergibt nach wie vor Kredite an Hersteller bzw. hält deren Anteile. Und zweitens: 

Waffenproduzenten, die im wesentlichen Streumunition herstellen, gibt es einfach nicht, deshalb kann man dort 

auch nicht aussteigen. 

Auch die Aussage schließlich: „...in manchen Portfolios finden sich keinerlei Anteile von Unternehmen (mehr), die 

an der Herstellung von Streubomben beteiligt sind,“ klingt ganz und gar nicht nach Ausstieg. 

Bedauerlich aus meiner Sicht auch den Rückzieher der Deutsche Bank Tochter DWS. Diese hatte noch Ende 

2010 geradezu vorbildlich erklärt, keine Anteile mehr an Herstellern zu halten. Interessant dabei auch die 

bemerkenswerte Aussage der DWS, dass „langfristig keinem Fonds etwas verloren geht, wenn er auf 

solche Investments verzichtet.“  Diese Erkenntnis scheint sich leider mittlerweile etwas relativiert zu haben, 

denn gerade hat die DWS angekündigt, man werde „sich zukünftig bemühen, Unternehmen, die Streumunition 

oder Landminen herstellen, zu identifizieren und wird generell nicht in solche Unternehmen investieren, es sei 

denn, zwingende Gründe sprechen für ein Investment.“
1
 Auch dies klingt nicht sehr überzeugend aus meiner 

Sicht. 

 

                                                           
1 Sollte die Absicht bestehen, von diesem Grundsatz abzuweichen, bedarf das Investment einer Einwilligung seitens der Leiter des Aktien- 

und/oder Rentenfondsmanagements der DWS. 



Dennoch lässt sich rückblickend und im Vergleich zur ersten Untersuchung von FairFin und pax christi aus dem 

Jahr 2009 ein signifikanter Rückgang der Anzahl der Investoren als auch des Umfangs des Investments 

feststellen. Damals wurden noch acht deutsche Finanzdienstleister mit Geschäftsbeziehungen zu Herstellern in 

Höhe von fast 1 Milliarde US-Dollar identifiziert.  

Dementsprechend hat sich mittlerweile auch die Anzahl derjenigen deutschen Finanzdienstleister erhöht, die, wie 

z.B. die BayernInvest oder die LBBW Asset Management  aber auch die Commerzbank oder die WestLB 

Richtlinien veröffentlicht haben, die eine Investment in Hersteller von Streumunition ausschließen und die sich 

dann auch daran halten. 

Diese positive Entwicklung ist sowohl mit dem massiven zivilgesellschaftlichen Druck als auch der umfassenden 

parlamentarischen Lobbyarbeit im Deutschen Bundestag und im Europaparlament zu erklären. Das Beispiel 

Allianz und Deutsche Bank zeigt aber eindringlich, dass wir auch in Deutschland ein explizites gesetzliches 

Verbot des Investments in Streumunition benötigen, wie in anderen europäischen Staaten längst umgesetzt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 


